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Änderungsantrag zu A-09

Von Zeile 364 bis 373:
Deutschland hat sich zurecht entschieden, sicherzustellen, dass keine Lieferungen von Waffen und
Rüstungsgütern an Israel erfolgen, die völkerrechtswidrig eingesetzt werden könnten. Unbenommen
davon muss Deutschland Israel bei der Verteidigung gegen Bedrohungen, vor allem durch den Iran und
seine Stellvertreter weiter unterstützen, auch durch Lieferung von Waffen und Rüstungsgütern. Ob
deutsche Waffen zur Selbstverteidigung oder zur Vertreibung der palästinensischen Zivilbevölkerung
eingesetzt werden, ist nicht immer leicht zu überprüfen. Doch wenn wir unserer Verantwortung für die
Sicherheit Israels und dem Völkerrecht gleichermaßen gerecht werden wollen, müssen wir diese
Differenzierung leisten.

Die Bundesregierung hat das im August verhängte Waffenembargo nach Israel aufgehoben. Das stellt
die fragile Waffenruhe in Frage, die durch den politischen Druck der internationalen Friedensbewegung
hervorgebracht ist und ist Wasser auf den Mühlen der kolonialen Pläne Donald Trumps und relevanter
Teile der israelischen Regierung, die palästinensische Kultur nachhaltig zu zerstören und eine
dauerhafte israelische Militärbesatzung in Gaza zu errichten. Die vor den Augen der Weltöffentlichkeit
durch die israelische Armee in Gaza verübten schwersten Kriegsverbrechen gegen die palästinensische
Bevölkerung einschließlich systematischer Tötungen von Zivilist:innen und die vorsätzliche Zerstörung
lebensnotwendiger Infrastruktur Gazas einschließlich Schulen, Universitäten und Krankenhäusern
lassen für uns nur eine Schlussfolgerung zu: Keine Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete.
Diese grüne Grundlinie wollen wir im Bewusstsein unserer historischen Verantwortung wieder zur
Geltung bringen und lehnen sämtliche Rüstungsexporte nach Israel ab. Waffenexporte in Kriegs- und
Krisengebiete untergraben die Prinzipien der Vereinten Nationen, die Arbeit an der gegenseitigen
Vermenschlichung und jede Perspektive kooperativer Entwicklung. Waffen sind keine neutralen
Werkzeuge, sondern Mittel zur Entmenschlichung. Sie schaffen keinen Frieden, sondern drängen
Menschen in internationalen Konflikten dazu, das menschliche Gegenüber als zu vernichtenden Feind
statt als potenziellen Gesprächspartner zu verstehen. Der eskalierte Krieg in Gaza zeigt, wie weit diese
Entmenschlichung gehen kann: Internationale Institutionen, Wissenschaftler:innen und israelische
Menschenrechtsorganisationen bezeichnen die israelische Kriegführung als Genozid. Vor der Gefahr
eines Genozids wurde bereits Anfang 2024 durch den IGH gewarnt, im September 2025 mahnte die
vom UN-Menschenrechtsrat eingesetzte Kommission Schritte zu seiner Beendigung an.

Zu dieser Zuspitzung haben auch die deutschen Waffenlieferungen an Israel beigetragen. Diese als
Bestandteil des Kampfes gegen Antisemitismus zu verbrämen, ist eine fahrlässige Verdrehung der
notwendigen Schlussfolgerungen aus der deutschen Geschichte. Im vergangenen Jahrhundert wurden
die Völkermordverbrechen deutscher Kolonialtruppen an den Herero und Nama, osmanischer Truppen
an den Armeniern sowie des „Dritten Reiches“ an der jüdischen Bevölkerung mit deutschen Waffen
begangen. Aus dieser Geschichte und aus der Befreiung von 1945 folgt unsere Verantwortung, mit
besonderer Sorgfalt im Sinne der UN-Charta an der Verwirklichung freundschaftlicher internationaler
Beziehungen zur kooperativen Lösung der Menschheitsherausforderungen, zur Schaffung von sozialem
Fortschritt und zur Achtung von Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit zu arbeiten. Das „Nie
Wieder“ gilt universell.

Auch, wenn Trump und Merz es nicht wahrhaben wollen: Die Grundsätze der Gleichberechtigung und
Selbstbestimmung aller Völker sowie die universellen Menschenrechte und Grundfreiheiten ohne
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Unterschied in Bezug auf „Rasse“, Geschlecht, Sprache oder Religion verbieten gemäß der Erklärung
über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker der UN (Resolution 1514,
1960) strikt jegliche gegen abhängige Völker gerichteten bewaffneten Aktionen oder repressiven
Maßnahmen aller Art, um das Recht auf vollständige Unabhängigkeit und die Integrität besetzter
Territorien zu gewährleisten

Begründung

„Was für Waffen werden aus Deutschland nach Israel geschickt?“

Nach veröffentlichten Angaben wurden zwischen 2019 und 2023 Waffen für 1,1 Mrd. Euro exportiert
und seit 2023 Rüstungsexporte in Höhe von 500 Mio. Euro ausgeführt. Der Anteil daran von Januar
2024 bis Juli 2025 betrug 250 Mio. Euro.[1] Die exportierten Waffengattungen beinhalten Drohnen,
Korvetten, Munition, Panzergetriebe und Panzerfäuste.[2] Auch nach Merz Ankündigung eines
Exportstopps im August 2025 wurden im September 2025 binnen zwei Wochen Rüstungsgüter
unbekannter Art im Umfang von 2,5 Mio. Euro ausgeführt.[3] Nach dem Bekanntwerden des 20-Punkte-
Plans von Donald Trump stellte Bundeskanzler Friedrich Merz das umfassende Ende des Lieferstopps in
Aussicht.[4]

„Ist die Gefahr eines Genozids mit dem 20-Punkte-Plan von Donald Trump nicht abgewendet? Liefert
Deutschland nicht ohnehin nur Verteidigungswaffen?“

Die israelische Armee verübt in Zusammenarbeit mit rechtsextremen Siedlergruppen auch in der
Westbank schwere Menschenrechtsverbrechen und versucht die Annexion palästinensischer Gebiete
voranzutreiben.[5] Auch hier wird Waffengewalt illegitim und im Widerspruch zu den Grundsätzen der
Vereinten Nationen über die Rechte abhängiger Völker eingesetzt.[6] Dabei lässt sich zwischen
Verteidigungs- und Angriffswaffen nicht unterscheiden, so werden sogenannte Matador-Panzerfäuste
gegen zivile Infrastruktur eingesetzt.[7]

„Sind die Waffenlieferungen an Israel nicht Bestandteil der Verantwortung aus den
Menschheitsverbrechen des deutschen Faschismus?“

Aus der Geschichte des deutschen Faschismus ergibt sich eine besondere Verantwortung gegenüber der
israelischen Bevölkerung. Doch die deutsche Rüstungskooperation mit Israel ist von Beginn an nicht
Teil des „Nie Wieder“, sondern Teil der Revision des „Nie Wieder“. Die wesentlichen Grundsätze der
Antihitlerkoalition, mit denen die Alliierten „dem deutschen Volk die Möglichkeit geben [wollten], sich
darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem
wiederaufzubauen“ wurden 1945 im Potsdamer Abkommen festgehalten: Denazifizierung,
Demokratisierung, Demonopolisierung und Demilitarisierung.[8] Unter dem Schutz der USA im
beginnenden Kalten Krieg konnte Adenauer das gegenteilige Programm durchsetzen: mit
Bundeskanzleramtschef Hans Globke und BND-Präsident Reinhard Gehlen gegen die Denazifizierung;
mit kultureller Restauration gegen die Demokratisierung; mit der Wiederherstellung der NSDAP-
Finanziers IG Farben und ThyssenKrupp gegen die Demonopolisierung; mit der im Grundgesetz nicht
vorgesehenen Gründung der Bundeswehr unter der Führung ehemaliger Wehrmachtsgeneräle gegen
die Demilitarisierung. Die von Adenauer und Strauß in diesem Zusammenhang begonnene Zahlung von
Reparationen an Israel (1952) sollten den NATO-Beitritt der BRD (1955) akzeptabel machen; die
vereinbarte Rüstungskooperation (1957) den Wiederaufbau der deutschen Rüstungsindustrie[9]
weißwaschen. Sie hatten mit einer Entschädigung der NS-Opfer oder dem Kampf gegen Antisemitismus
nichts zu tun.

„Warum ist der Nahe Osten überhaupt so stark gerüstet?“
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Die höchst ungleiche globale Entwicklung zwischen hochentwickelten industriellen Zentren und
Staaten, die als Ressourcenlieferanten in Unterentwicklung gehalten werden, dient der möglichst
effizienten Ausbeutung. Im Nahen Osten geht es dabei zentral um das Interesse westlicher
Unternehmen an freien Handelswegen (Suez-Kanal, Rotes Meer) sowie am Zugang zu reichlich
vorhandenen Ressourcen (Erdöl, Erdgas). Um diese Ordnung gegen das Streben nach Gleichheit und
Gerechtigkeit zu verteidigen, werden nach dem Prinzip „Teile und Herrsche“ ethnische Konflikte
konstruiert, Zwietracht gesät und die abhängigen Völker mit Waffengewalt kontrolliert.

Mit der spezifischen Wirtschaft der Besatzung und Genozid selber werden überdies Profite gemacht,
auch von deutschen Unternehmen: Die Allianz hat 7,3 Mrd. USD in Firmen investiert, die im Bericht „Von
der Besatzungswirtschaft zur Völkermordwirtschaft“ der UN-Sonderberichterstatterin für die besetzten
Gebiete Palästinas als Profiteure der Unterdrückung auftauchen – und hält 960 Mio. USD in
Staatsanleihen zur Stabilisierung der israelischen Wirtschaft.

Mit der Rüstung, die diese Unterdrückung maßgeblich ermöglicht, werden wiederum Profite gemacht.
[10] In diesem Fall dient sie auch der Erlangung einer von Merz ausgerufenen militärischen
„Führungsrolle“ Deutschlands, so werden Bundeswehrsoldaten an den zynisch als „einsatzerprobt“
vermarkteten Heron-Drohnen durch die israelische Armee ausgebildet.[11]

„Und was ist mit der Gegenseite, die ihre Waffen nicht nur aus Deutschland erhält?“

Keine Waffen zu liefern, reicht nicht aus – darüber hinaus sind Initiativen zur Kooperation erforderlich,
für die wir als Teil der internationalen Zivilgesellschaft gefragt sind. Waffenlieferungen schaden dabei,
weil sie der nachhaltigen Lösung des Konfliktes ausgehend von seinen Ursachen im Wege stehen.

„Wenn Deutschland keine Waffen liefert, springen dann nicht andere ein?“

Andere Staaten haben diese Entscheidung bereits getroffen, darunter die Haager Gruppe aus Staaten
des Globalen Südens sowie Frankreich und Spanien.[12] Deutschland ist nach den USA das
zweitwichtigste Herkunftsland von Waffen für die israelische Armee.[13] Ein Stopp von
Rüstungsexporten auch aus Deutschland erhöht den politischen Druck auf die US-Regierung.

[1] https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/waffen-waffenlieferungen-scholz-merz-strafantrag-
beihilfe-gaza-israel-export

[2] https://perspektive-online.net/2025/09/strafantrag-gegen-deutsche-regierung-und-konzerne-
wegen-beihilfe-zum-voelkermord-gestellt/

[3] https://www.tagesschau.de/ausland/asien/ruestungsexporte-israel-100.html

[4] https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/bundesregierung-ueberprueft-beschraenkungen-fuer-
ruestungslieferungen-nach-israel-accg-110725585.html

[5] https://www.btselem.org/publications/202507_our_genocide

[6] https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/declaration-granting-
independence-colonial-countries-and-peoples

[7] https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/panorama/archiv/2024/Todeszone-Gaza-Waffen-aus-
Deutschland-,gaza566.html

[8] https://webarchiv.bundestag.de/archive/2009/0109/geschichte/parlhist/dokumente/dok01.html

[9] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/183064/umfrage/militaerausgaben-von-deutschland/

[10] https://www.whoprofits.org/companies/company/7382?thyssenkrupp-ag
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[11] https://www.bundeswehr.de/de/meldungen/nachgefragt-bewaffnung-drohnen-5884668, https://
www.imi-online.de/2025/07/18/bundeswehr-soll-vom-horror-in-gaza-profitieren

[12] https://jacobinlat.com/2025/07/el-sur-global-contra-el-envio-de-armas-a-israel/, https://
de.euronews.com/my-europe/2024/10/18/liefern-europaische-lander-noch-waffen-an-israel

[13] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1459792/umfrage/wichtigste-herkunftslaender-von-
ruestungsimporten-nach-israel/
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